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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

26.05.2003 

Geschäftszahl 

99/12/0187 

Rechtssatz 

Auf Grund des Maßstabes des § 4 VolksgruppenG 1976 kommt bei der nachprüfenden Kontrolle nur eine 
Exzessprüfung in Betracht, also die Prüfung, ob entgegen dem Grundsatz der Ausgewogenheit im Sinn des § 4 
Abs. 1 Satz 2 VolksgruppenG 1976 ein krasses Missverhältnis der von den zu Beiratsmitgliedern Bestellten 
vertretenen politischen und weltanschaulichen Meinungen zu den in einer Volksgruppe vorhandenen, aber nicht 
berücksichtigten derartigen Meinungen von einigem Gewicht besteht. Nur die im Vergleich zur Bedeutung der 
von einer repräsentativen Vereinigung vertretenen politischen und weltanschaulichen Meinungen in der 
Volksgruppe in auffallendem Missverhältnis stehende Berücksichtigung der von dieser Gruppierung 
Vorgeschlagenen indiziert eine gesetzwidrige (einseitige) Vorgangsweise. 


